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O L I V E R  A R T E R

B E N J A M I N  D Ü R I G

ORGANTÄTIGKEIT IN SITZ- UND 
HOLDINGGESELLSCHAFTEN
Wann sind die Pflichten gemäss der Geldwäscherei­
gesetzgebung einzuhalten ?

Organe von Sitzgesellschaften unterstehen dem Geldwäschereigesetz (GwG), Organe 
von Holdinggesellschaften im Grundsatz nicht. Da die Abgrenzung der Sitzgesell­
schaft von der Holdinggesellschaft Schwierigkeiten bereiten kann, stellt sich für 
Verwaltungsräte (VR) von Holdinggesellschaften oft die Frage, ob die geldwäscherei­
gesetzlichen Sorgfaltspflichten zu beachten sind oder nicht.

1. ORGANTÄTIGKEIT
1.1 Übersicht. Grundsätzlich gilt die Organtätigkeit (z. B. 
eine Tätigkeit als VR einer Gesellschaft) nicht als finanzin-
termediäre Tätigkeit. Juristische Personen, Gesellschaften, 
Anstalten, Stiftungen, Trusts, Treuhandunternehmungen 
und ähnliche Verbindungen handeln durch ihre Organe. Or-
ganpersonen verwalten das Vermögen des Rechtsgebildes, 
deren Organ sie sind, und verfügen darüber. Solches Vermö-
gen ist sowohl zivilrechtlich wie auch wirtschaftlich als eige-
nes Vermögen des Rechtsgebildes zu qualifizieren [1].

Ansatzpunkt einer finanzintermediären Tätigkeit bei ju-
ristischen Personen, Gesellschaften, Anstalten, Stiftungen, 
Trusts, Treuhandunternehmungen und ähnlichen Verbin-
dungen ist die Verwaltung von und Verfügung über zivil-
rechtlich eigenes, aber wirtschaftlich fremdes Vermögen [2]. 
In der Terminologie der Geldwäschereigesetzgebung spricht 
man in diesem Fall, sofern kein Ausnahmetatbestand [3] ge-
geben ist, von einer sog. Sitzgesellschaft [4].

Sitzgesellschaften werden bei der Unterstellung unter das 
GwG als solche nicht erfasst, sondern über ihre Organe [5]. 
Dem GwG unterstellt ist grundsätzlich jedermann, der bei 
einer in- oder ausländischen Sitzgesellschaft als Organ tätig 
ist, welchem Verfügungsmacht über die Vermögenswerte 
zukommt [6]. Das fiduziarisch handelnde Organ ist als Fi-
nanzintermediär zu betrachten, weil es letztlich fremde Ver-
mögenswerte verwaltet, die bei einer wirtschaftlichen Be-

trachtungsweise dem hinter der Sitzgesellschaft stehenden 
wirtschaftlich Berechtigten zuzurechnen sind [7]. Bei der 
Verwaltung von und der Verfügung über Vermögen einer 
Sitzgesellschaft ist stets wirtschaftlich fremdes Vermögen 
gemeint, denn sachenrechtlich [8] gehört das Vermögen der 
Sitzgesellschaft [9].

1.2 Berufsmässigkeit. Die Verwaltung von wirtschaftlich 
fremdem Vermögen und die Verfügungsmöglichkeit darüber 
sind der Geldwäschereigesetzgebung nur unterstellt, wenn 
die Organtätigkeit berufsmässig [10] in oder von der Schweiz 
aus [11] ausgeübt wird und eine Sitzgesellschaft vorliegt [12].

1.3 Wann ist Vermögen wirtschaftlich eigen und wann 
wirtschaftlich fremd? Als wirtschaftlich fremd gelten Ver-
mögenswerte, wenn dem Finanzintermediär an diesen kein 
zivilrechtlicher Rechtsanspruch zusteht, insb. kein Eigen-
tumsrecht [13]. Eine Ausnahme von obigem Grundsatz gilt 
bei der Tätigkeit als Organ einer Sitzgesellschaft: Hier er-
folgt eine Unterstellung unter das GwG, obwohl es sich zivil-
rechtlich nicht um fremde, sondern um eigene Vermögens-
werte handelt [14].

Grund für die Unterstellung unter die Geldwäschereige-
setzgebung ist, dass die Vermögenswerte mit der Absicht 
einer Art treuhänderischer Vermögensverwaltung und -ver-
fügung auf die Sitzgesellschaft übertragen werden und 
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damit wirtschaftlich fremd sind. Exemplarisch kann man 
diesbezüglich auf die Definition des Trusts verweisen [15]. 
Trusts kennzeichnen sich durch ein Rechtsverhältnis von be-
sonderem Vertrauenscharakter, bei welchem ein Trustee [16] 
die von einem Settlor übertragenen beweglichen und/oder 
unbeweglichen Vermögensgegenstände in zivilrechtlichem 
Eigentum innehat mit der Massgabe, sie zugunsten Dritter – 
der bestimmten oder bestimmbaren Begünstigten  – oder 
eines bestimmten Zwecks [17] zu verwalten und darüber zu 
verfügen [18]. Dreh- und Angelpunkt für die Qualifikation 
von Vermögen als wirtschaftlich fremd ist damit, dass ein 
Organ oder ein Trustee berufsmässig Dienstleistungen er-
bringt, bei denen es letztlich um die Strukturierung und 
Übertragung von Vermögen auf das Organ oder den Trustee 
geht, und das Organ oder der Trustee das Vermögen gerade 
deshalb übertragen erhält, weil dieses zu Gunsten Dritter 
innezuhaben, zu verwalten und darüber zu verfügen ist. 
Dies ist der Kern der finanzintermediären Tätigkeit.

1.4 Weiter Organbegriff. Geldwäschereirechtlich wird 
von einem weiten Organ- und Trusteebegriff ausgegangen. 
Demnach gelten alle Personen als Organ oder Trustee i. S. d. 
Geldwäschereirechts, welche tatsächlich diese Funktion aus-
üben, indem sie den Organen oder dem Trustee vorbehal-
tene Entscheide treffen oder die eigentliche Geschäftsfüh-
rung besorgen und die Willensbildung der Sitzgesellschaft 
massgebend mitbestimmen [19]. Erfasst werden somit nicht 
nur die formellen (etwa Mitglieder des VR) und die materiel-
len Organe (Direktoren, Geschäftsführer usw.), sondern 
auch die faktischen Organe oder Quasi-Trustees [20].

2. SITZGESELLSCHAFTEN
2.1 Gemäss der Geldwäschereiverordnung
2.1.1 Definition. Sitzgesellschaften sind gemäss der Defini-
tion in der GwV juristische Personen, Gesellschaften, Anstal-
ten, Stiftungen, Trusts, Treuhandunternehmungen und 
ähnliche Verbindungen, die kein Handels-, Fabrikations- 
oder anderes nach kaufmännischer Art geführtes Gewerbe 
betreiben [21]. Nicht als Sitzgesellschaft qualifiziert wird 
somit eine Körperschaft oder eine organisierte Vermögens-
einheit, wenn diese ein Handels-, Fabrikations- oder anderes 
nach kaufmännischer Art geführtes Gewerbe betreibt.

Weiter gelten Gesellschaften nicht als Sitzgesellschaften, 
welche a) die Wahrung der Interessen ihrer Mitglieder oder 
ihrer Begünstigten in gemeinsamer Selbsthilfe bezwecken, 
b) politische, religiöse, wissenschaftliche, künstlerische, ge-
meinnützige, gesellige oder ähnliche Zwecke verfolgen [22], 
oder c) eine oder mehrere operativ tätige Gesellschaften 
mehrheitlich halten und deren Zweck nicht hauptsächlich 
in der Verwaltung von Vermögen Dritter besteht (Holding-
gesellschaften) [23].

Obwohl bei der Aufzählung der weiteren Ausnahmen 
vom Begriff der Sitzgesellschaft nur «Gesellschaften», nicht 
aber juristische Personen, Anstalten, Stiftungen, Trusts, 
Treuhandunternehmungen und ähnliche Verbindungen er-
wähnt werden, ist davon auszugehen, dass auch diese nicht 
als Sitzgesellschaften gelten, wenn sie a) die Wahrung der 
Interessen ihrer Mitglieder oder ihrer Begünstigten in ge-

meinsamer Selbsthilfe bezwecken, b) politische, religiöse, 
wissenschaftliche, künstlerische, gemeinnützige, gesellige 
oder ähnliche Zwecke verfolgen, oder c) als Holdingvehikel 
eine oder mehrere operativ tätige Gesellschaften mehrheit-
lich halten und nicht hauptsächlich die Verwaltung von Ver-
mögen Dritter bezwecken [24]. Auf Holdinggesellschaften 
wird weiter unten eingegangen [25].

Ist eine operative Gesellschaft nur zum Schein operativ tätig, 
sind nach der hier vertretenen Ansicht die geldwäschereige-
setzlichen Regeln über Sitzgesellschaften anzuwenden [26].

2.1.2 Begriffsbestimmung des Gewerbebetriebs. Unter einem Han-
delsgewerbe versteht man Unternehmen, welche Waren
umsatzgeschäfte tätigen oder bestimmte Dienstleistungen 
anbieten [27]. Zu den Handelsgewerben zählen etwa der Er-
werb von unbeweglichen und beweglichen Sachen irgend
welcher Art und die Wiederveräusserung derselben in unver-
änderter oder veränderter Form, der Betrieb von Geld-, Wech-
sel-, Effekten-, Börsen- und Inkassogeschäften, die Tätigkeit 
als Kommissionär, Agent oder Makler, die Treuhand- und 
Sachwaltergeschäfte, die Beförderung von Personen und 
Gütern irgendwelcher Art und die Lagerung von Handels-
ware, die Vermittlung von Nachrichten und die Auskunfter-
teilung irgendwelcher Art und in irgendeiner Form, die Ver-
sicherungsunternehmungen sowie die Verlagsgeschäfte [28].

Fabrikationsgewerbe sind Gewerbe, die durch Bearbei-
tung von Rohstoffen und anderen Waren mithilfe von Ma-
schinen oder anderen technischen Hilfsmitteln neue oder 
veredelte Erzeugnisse herstellen [29]. Andere nach kauf-
männischer Art geführte Gewerbe sind Gewerbe, die kein 
Handels- oder Fabrikationsgewerbe sind, jedoch nach Art 
und Umfang des Unternehmens einen kaufmännischen Be-
trieb und eine geordnete Buchführung erfordern [30]. Bei 
der Bestimmung von Art und Umfang des Unternehmens 
sind Art (Produktvielfalt, Kreditaufnahme usw.) und Um-
fang (Umsatz, Anlagevermögen, Umlaufvermögen, Be-
schäftigtenzahl, Anzahl der Verkaufsstellen, Bedeutung 
der Werbung, Überwachung der laufenden Betriebskosten 
der Tätigkeit) kumulativ zu berücksichtigen [31]. Allen Ge-
werbebetrieben ist gemein, dass sie eine operative Tätigkeit 
ausführen.

2.2 Gemäss FINMA
2.2.1 Definition. Nach der Praxis der FINMA handelt es sich 
bei Sitzgesellschaften um Finanzvehikel, die der Verwaltung 
des Vermögens des an der Gesellschaft bzw. der Vermögens-
einheit wirtschaftlich Berechtigten dienen, also Gesellschaf-
ten und organisierte Vermögenseinheiten, welche keiner ope-
rativen Tätigkeit nachgehen und das Vermögen des an ihnen 
wirtschaftlich Berechtigten halten [32]. Auch die FINMA 
grenzt damit die Sitzgesellschaft vom Gewerbebetrieb bzw. 
von der operativen Gesellschaft ab, welche einen Handels-, 
Produktions- oder Dienstleistungsbetrieb führt oder ein an-
deres nach kaufmännischer Art geführtes Gewerbe betreibt.

2.2.2 Indizien für das Vorliegen einer Sitzgesellschaft. Ob eine Sitz-
gesellschaft oder eine operative Gesellschaft vorliegt, ist ge-
mäss der FINMA im Einzelfall zu bestimmen. Dabei sei an-
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hand von Indizien zu prüfen, ob der Hauptzweck einer 
Gesellschaft in der Verwaltung des Vermögens des wirt-
schaftlich Berechtigten und der damit verbundenen Erzie-
lung von Erträgen oder Kapitalgewinnen liege, welche die-
ses Vermögen abwirft, oder ob eine unternehmerische Tätig-
keit vorliege [33]. Nach Ansicht der FINMA sind diese 
Indizien insb. der Bilanz und der Erfolgsrechnung zu ent-
nehmen [34]. Stelle ein Wertschriftenportefeuille oder ein 
anderer Vermögenswert den dominierenden Bilanzposten 
einer Gesellschaft dar und würden gleichzeitig in der Er-
folgsrechnung überwiegend die aus den bilanzierten Vermö-
genswerten herrührenden Erträge oder Kapitalgewinne 
ausgewiesen, lägen starke Indizien für das Vorliegen einer 
Sitzgesellschaft vor [35]. In Fällen, wo sowohl Indizien für 
eine operative Gesellschaft als auch für eine Sitzgesellschaft 
vorlägen, seien jeweils das oder die dominierenden und 
damit den Hauptzweck der Gesellschaft bestimmende(n) 
Indiz(ien) im Gesamtkontext zu eruieren [36].

2.2.3 Marktauftritt als entscheidendes Kriterium. Bilanz und Er-
folgsrechnung geben wichtige Anhaltspunkte für oder gegen 
die Qualifikation eines Rechtsgebildes als Sitzgesellschaft. 
Nach der hier vertretenen Ansicht ist das massgebliche Ab-
grenzungskriterium zwischen einer operativen Gesellschaft 
und einer Sitzgesellschaft allerdings der Marktauftritt: Wäh-
rend unter einem Gewerbe eine selbstständige, auf dauern-
den Erwerb gerichtete wirtschaftliche Tätigkeit zu verste-
hen ist [37], die auf das Zusammenführen von Angebot und 
Nachfrage an Waren, Dienstleistungen und Rechten abzielt, 
zeichnet sich die Verwaltung des eigenen Vermögens da-
durch aus, dass kein eigentlicher Kundenverkehr zur Erzie-
lung von Erträgen stattfindet und nach aussen kein Eingriff 
in das Marktgeschehen erkennbar ist [38].

2.2.4 Fiduziarische Tätigkeit auf Weisung des wirtschaftlich Berech-
tigten. Die FINMA qualifiziert die Organ- oder Trustee-Tä-
tigkeit in einer Sitzgesellschaft als gegeben, sofern diese fi-
duziarisch, also «auf Weisung des wirtschaftlich Berechtig-
ten»[39], erfolgt. In diesem Fall verwalten die Organpersonen 
gemäss FINMA fremdes Vermögen, nämlich dasjenige des 
wirtschaftlich Berechtigten [40]. Die Ansicht der FINMA er-
fasst die Unterstellung der Organ- oder Trustee-Tätigkeit 
unter zwei Aspekten unzutreffend bzw. unvollständig.

Der Begriff des wirtschaftlich Berechtigten wird in der 
Schweiz routinemässig verwendet, ohne dass eine Defini-
tion dafür vorliegt. Das Bundesgericht versteht unter dem 
wirtschaftlich Berechtigten denjenigen, «der über die Ver-
mögenswerte faktisch bestimmen kann, dem sie mithin 
aus wirtschaftlicher Sicht gehören» [41]. Wirtschaftlich Be-
rechtigter ist damit derjenige, welcher entweder Eigentümer 
der Sitzgesellschaft ist oder diese rechtlich oder tatsächlich 
beherrscht, auf dessen Instruktion und Rechnung die Or-
gane der Sitzgesellschaft Transaktionen durchführen oder 
dem als Begünstigter der Genuss an den durch die Sitzge-
sellschaft gehaltenen Vermögenswerten zukommt oder zu-
kommen soll, z. B. weil er in der Trusturkunde namentlich 
als Begünstigter designiert wird [42]. Nicht wirtschaftlich 
Berechtigter ist dagegen derjenige, dem Vermögenswerte 

der Sitzgesellschaft bloss zukommen könnten (sog. Ermes-
sensbegünstigte) [43].

2.2.5 Sitzgesellschaften ohne wirtschaftlich Berechtigten. Bei ihren 
Ausführungen übersieht die FINMA erstens, dass es Sitzge-
sellschaften gibt, welche keine wirtschaftlich Berechtigten 
haben, auf deren Instruktion die Organe der Sitzgesellschaft 
oder der Trustee handeln [44]. Zweitens gibt es zahlreiche 
Sitzgesellschaften, die darüber hinaus keine bestimmten 
oder bestimmbaren Begünstigten mit einem festen An-
spruch auf die Zuweisung von Vermögenswerten haben, 
sondern nur Ermessensbegünstigte aufweisen, und bei 
denen entsprechend unbestimmt ist, wer künftig Begünstig-
ter und damit wirtschaftlich Berechtigter sein soll, weil 
eine allfällige Begünstigung gemäss den Statuten und Reg-
lementen der Sitzgesellschaft im freien Ermessen der Organe 
oder des Trustees der Sitzgesellschaft steht. In solchen Fäl-
len lässt sich aus den möglicherweise begünstigten Personen 
niemand als wirtschaftlich Berechtigter eruieren, dem die 
Vermögenswerte zukommen sollen. Entsprechend mangelt 
es solchen Sitzgesellschaften solange an einem wirtschaft-
lich Berechtigten im Sinne der FINMA-Praxis, bis das 
Organ oder der Trustee einer Sitzgesellschaft einen Ent-
scheid trifft, wer begünstigt werden soll. Mit einem so ver-
standenen Begriff des wirtschaftlich Berechtigten ist somit 
etwa bei reinen Discretionary Trusts nichts anzufangen [45].

Was soll nun gelten, wenn kein wirtschaftlich Berechtigter 
vorliegt? Nach den Ausführungen der FINMA läge in einem 
solchen Fall keine Organ- oder Trustee-Tätigkeit in einer 
Sitzgesellschaft vor und die geldwäschereigesetzlichen Be-
stimmungen wären nicht anwendbar. Dies ist offensichtlich 
falsch, weshalb es entgegen der Ansicht der FINMA bei einer 
Qualifikation einer Tätigkeit als Organ- oder Trustee-Tätig-
keit in einer Sitzgesellschaft nicht darauf ankommen kann, 
ob «auf Weisung des wirtschaftlich Berechtigten» gehan-
delt wird oder nicht.

Diese Schlussfolgerung wird neuerdings gestützt durch 
den Entscheid des Gesetzgebers, mit Inkrafttreten des FINIG 
per 1. Januar 2020 sämtliche gewerbsmässig tätigen Trustees 
direkt dem GwG zu unterstellen, unabhängig von der Art 
der Trusts, welche sie betreuen [46].

2.2.6 Unrichtiges Verständnis von der Funktionsweise von Sitzgesell-
schaften. Die Ansicht, dass es überwiegend oder ausschliess-
lich Sitzgesellschaften geben soll, deren Organe oder Trus-
tees auf Instruktionen irgendwelcher Personen handeln [47], 
zeugt zudem von einem nach wie vor unrichtigen Verständ-
nis der Funktionsweise von Sitzgesellschaften. Würden 
Organe von Sitzgesellschaften oder Trustees nämlich auf 
Instruktion Dritter handeln, könnte bei diesen zivil- und 
steuerrechtlich unter den meisten Rechtsordnungen ein 
Durchgriffs-, Nichtigkeits- oder Anfechtungstatbestand 
vorliegen oder ein Trust könnte mit der Folge der Nichtig-
keit als Sham qualifiziert werden [48].

Richtigerweise weisen Sitzgesellschaften oder Trusts re-
gelmässig niemanden auf, der dem Organ oder dem Trustee 
hinsichtlich seiner Tätigkeit Weisungen erteilen kann [49]. 
Dem steht allerdings nicht entgegen, dass der Gründer einer 
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Sitzgesellschaft sich oder Drittpersonen in den Statuten 
oder in der Errichtungsurkunde gewisse andere Rechte [50] 
vorbehalten kann.

3. HOLDINGGESELLSCHAFTEN
3.1 Grundlegende Definition gemäss Geldwäschereiver-
ordnung. Nicht als Sitzgesellschaften gelten gemäss der 
Geldwäschereiverordnung u. a. Körperschaften und Trusts, 
welche eine oder mehrere operativ tätige Gesellschaften 
mehrheitlich halten und deren Zweck nicht hauptsächlich 
in der Verwaltung von Vermögen Dritter besteht (sog. Hol-
dinggesellschaften) [51]. Eine Holding ist ein Unternehmen, 
welches für den Zweck des Erwerbs, der Finanzierung und 
der Verwaltung von Beteiligungen errichtet wird. Die Rechts-
form der Holding ist gesetzlich nicht geregelt und an keine 
bestimmte Rechtsform gebunden.

3.2 Gemäss Geldwäschereiverordnung-FINMA und 
Schweizerischer Bankiervereinigung. Eine Holdingge-
sellschaft liegt gemäss der GwV-FINMA nur vor, wenn sie 
eine oder mehrere operativ tätige Gesellschaften durch Stim-
menmehrheit oder auf andere Weise unter einheitlicher Lei-
tung zusammenfasst und ihr Zweck nicht hauptsächlich in 
der Verwaltung von Vermögen Dritter besteht und die Hol-
dinggesellschaft ihre Leitungs- und Kontrollmöglichkeiten 
auch tatsächlich ausübt [52].

Die Definition der Schweizerischen Bankiervereinigung 
in der Vereinbarung über die Standesregeln zur Sorgfalts-
pflicht der Banken vom 13. Juni 2018 ist ähnlich und be-
stimmt, dass keine Sitzgesellschaft vorliegt, wenn eine 
Holdinggesellschaft eine oder mehrere operativ tätige Ge-
sellschaften mehrheitlich hält und deren Zweck nicht haupt-
sächlich in der Verwaltung von Vermögen Dritter besteht [53].

«Holdinggesellschaften», welche lediglich die verschiede-
nen Vermögenswerte (Wertpapiere, Immobilien, Gewerbe 
usw.) einer Familie oder einer anderen Gruppe von bestimm-
ten Personen zusammenfassen und/oder verwalten oder 
nur das Ziel verfolgen, Dividendenausschüttungen gegen-
über Aktionären zu ermöglichen, sind demgegenüber als 
Sitzgesellschaften zu betrachten [54].

Die Beurteilung, ob eine Holding vorliegt, hat stets auf-
grund der konkreten Umstände im Einzelfall zu erfolgen, 
wobei insb. die Organisation der Gruppe, die Rolle und 
Funktion der Holdinggesellschaft, die Notwendigkeit der 
Holdinggesellschaft für die Gruppe sowie die Konsolidie-
rung als Kriterien herangezogen werden [55]. Für einen Aus-
schluss der Qualifikation als Sitzgesellschaft benötigt die 
Holdinggesellschaft weder eigenes Personal noch eigene 
Geschäftsräumlichkeiten [56].

3.3 Gemäss FINMA-Rundschreiben «Tätigkeit als Fi-
nanzintermediär nach GwG». Gesellschaften, Anstalten, 
Stiftungen, Trusts/Treuhandunternehmungen, die Beteili-
gungen an einer oder mehreren Gesellschaften mehrheit-
lich halten, um diese durch Stimmenmehrheit oder auf an-
dere Weise unter einheitlicher Leitung zusammenzufas-
sen, sind gemäss dem einschlägigen Rundschreiben der 
FINMA 2011/1 zur Tätigkeit als Finanzintermediär nach 

GwG (FINMA-RS 11/1 «Tätigkeit als Finanzintermediär») 
nicht als Sitzgesellschaften, sondern als dem GwG nicht 
unterstellte Holdinggesellschaften zu qualifizieren [57]. Im 
Gegensatz zur Definition der Sitzgesellschaft in der GwV 
und in der GwV-FINMA besagt das FINMA-RS 11/1 «Tätig-
keit als Finanzintermediär» hingegen nicht, dass es sich bei 
den Tochtergesellschaften einer dem Geldwäschereirecht 
nicht unterstellten Holdinggesellschaft um operative Ge-
sellschaften handeln muss. Die FINMA führt in ihrem 
Rundschreiben und im Einklang mit der GwV-FINMA aus, 
dass eine Holdinggesellschaft nur dann nicht als Sitzgesell-
schaft zu qualifizieren ist, wenn sie ihre Leitungs- und 
Kontrollmöglichkeiten tatsächlich ausübt [58].

Weiter führt die FINMA im Rundschreiben aus, dass die 
Organe der Tochtergesellschaften als Finanzintermediäre 
dem Geldwäschereigesetz unterstellt werden, falls «hinge-
gen» (also im Gegensatz zur Holdinggesellschaft) die Tochter-
gesellschaften der Holdinggesellschaft als Sitzgesellschaften 
zu qualifizieren sind [59]. Mittels Umkehrschlusses wird in 
der Praxis aufgrund dieser Formulierung auch davon ausge-
gangen, dass in Konstellationen, bei welchen eine Holding-
gesellschaft teilweise oder ausschliesslich Beteiligungen an 
Sitzgesellschaften hält, die Organe der Holdinggesellschaft 
dennoch nicht als Finanzintermediäre gelten, falls die Hol-
dinggesellschaft ihrerseits tatsächlich nur die einheitliche 
Leitung und Kontrolle der Beteiligungsgesellschaften be-
zweckt [60]. Dieser Schluss rechtfertigt sich aus folgendem 
Grund umso mehr: Der Unterstellungskommentar der vorma-
ligen Kontrollstelle für die Bekämpfung der Geldwäscherei, 
auf welchen heute noch von Selbstregulierungsorganisationen 
verwiesen wird, führt bei der Umschreibung von Holdingge-
sellschaften, die nicht als Sitzgesellschaften gelten, wörtlich 
aus, Organe von Holdinggesellschaften seien auch dann keine 
Finanzintermediäre, wenn es sich bei den Tochtergesellschaf-
ten der Holding um Sitzgesellschaften handelt [61]. Selbst
redend sind in diesem Fall die Organe dieser Tochtergesell-
schaften Finanzintermediäre und dem GwG unterstellt [62].

3.4 Fazit. Massgeblich für die Organe einer Holdinggesell-
schaft, die sich mit der Frage konfrontiert sehen, ob sie die 
geldwäschereigesetzlichen Pflichten wahrzunehmen haben 
oder nicht, ist die Praxis der FINMA. Die FINMA scheint 
davon auszugehen, dass Organe einer Holdinggesellschaft 
keine finanzintermediäre Tätigkeit ausüben, wenn diese Be-
teiligungen an Sitzgesellschaften zwecks einheitlicher Lei-
tung zusammenfasst. Übt eine solche Holdinggesellschaft 
hingegen eine finanzintermediäre Tätigkeit aus, indem sie 
(wirtschaftlich) fremdes Vermögen anlegt, aufbewahrt oder 
verwaltet [63], ist sie selbst Finanzintermediär. Sobald die 
Holdinggesellschaft also selbst Anlageentscheide bezüglich 
des Vermögens der Gruppe trifft, ist sie selbst GwG-unter-
stellungspflichtig. In diesem Fall stellt sich weiter die Frage 
der Bewilligungspflicht als Vermögensverwalter unter dem 
FINIG und der Einhaltung der Pflichten gemäss FIDLEG, 
wobei bei reinen Intragroup-Finanzdienstleistungen eine 
Bewilligungspflicht i. d. R. aufgrund wirtschaftlicher Ver-
bundenheit zu verneinen ist [64] und auch die Anwendbar-
keit des FIDLEG entfällt [65].� n
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